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BETREFF Zugang zu Informationen nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG) beim Deutschen Bundes-
tag (DBT)

HIER ergänzende Stellungnahme des DBT
BEZUG Ihr Informationsersuchen vom 97. Juli 2010

die ergänzende Stellungnahme des Deutschen Bundestages liegt mir zwischenzeitlich vor.
Danach lägen der Verwaltung des DBT zur Frage eins keine Informationen vor. Die Fragen
fünf und sechs unterfielen nicht dem Anwendungsbereich des IFG.

Hierzu bemerke ich Folgendes:
zur Frage 1:
Das IFG sieht gemäß § I Abs. I IFG den Zugang zu amtlichen Informationen vor. Das Vor-
handensein der gewünschten Information bei der Behörde ist als Tatbestandsmerkmal zwar
nicht explizit aufgeführt, es ist allerdings eine denklogische Voraussetzung für den Informati-
onszugangsanspruch nach dem IFG (§ 2 Nr.l IFG). Damit ist nur der Zugang zu konkret vor-
handenen behördlichen Informationsbeständen möglich (vgl. Schoch, Kommentar zum IFG
zu § 2 Rn. 31). Die Zurückweisung des Informationsersuchens vermag ich insoweit nicht zu
beanstanden.
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zu den Fragen 5 & 6:
Gemäß Art. 40 GG gibt sich der Deutsche Bundestag eine Geschäftsordnung, nach der der
DBT eine Enquete-Kommission einsetzen kann (§ 56 GeschO BT). Soweit nicht in der Ge-
schäftsordnung geregelt, obliegt damit der Kommission selbst, welche Informationen veröf-
fentlicht werden. Eine Anwendbarkeit des IFG scheidet insofern auch für diese Fälle aus. Die
Einsetzung und Tätigkeit der Enquete-Kommissionen stellt keine öffentlich-rechtliche Ver-
waltungsaufgabe dar, so dass das IFG gern. § I Abs. I Satz 2 auch für diese Fragen nicht zur
Anwendung kommt.

Auf Grund der vorstehenden Ausführungen habe ich gegen eine Ablehnung auch für die o. g.
Fragen keine Einwände. Ich bedaure, Ihnen keine andere Nachricht geben zu können. Den
Vorgang habe ich zu den Akten genommen.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag
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